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•Nach dem 13. August
Im Buch der Geschichte des deutschen 

Volkes werden später einmal zwei Daten 
die ganze Tragik unserer Zeit aufweisen: 
der 17. Juni 1953 und der 13. August 1961. 
Abgesehen von den tragischen Einzel­
schicksalen der Menschen in der sowje­
tischen Besatzungszone und im sowjeti­
schen Sektor Berlins, die mehr als hart 
sind, und abgesehen davon, daß diese 
Menschen sowohl im Jahre 1953 als auch 
jetzt wieder einer schweren Prüfung 
unterzogen worden sind, zeigte der 
17. Juni 1953, daß es einem unterdrück­
ten Volke nicht möglich ist, ohne Hilfe 
von außen sich der Ketten der Diktatur 
zu entledigen, und zeigte gleichzeitig, 
daß die Sowjets nicht bereit sind, ihr 
Okkupationsgebiet freizugeben. Am 
h3. August 1961 wurden dann nicht nur 
"ie schärfsten Absperrmaßnahmen ge­
troffen, sondern es wurde auch der Vier- 
Mächte-Status unserer Stadt defenitiv 
zerstört.

Es ist müßig, heute die Frage zu stel­
len, was geschehen wäre, wenn die drei 
westlichen Schutzmächte am Morgen die­
ses Tages die Stacheldrahtsperren mit 
ihren Tanks niedergewalzt hätten. Wahr­
scheinlich hätte sowjetisches Militär nicht 
eingegriffen und wahrscheinlich hätte die 
sowjetzonale Volkspolizei auch nicht ge­
schossen. Die Abriegelung des sowjeti­
schen Sektors und der Zone von West­

berlin wurde von Moskau nicht etwa des­
halb genehmigt, weil die Abwanderung 
von Arbeitskräften die Zonenwirtschaft 
noch mehr als bereits geschehen ruiniert 
haben würde, sondern weil der Kreml 
bei den kommenden Verhandlungen über 
die Berlin- und Deutschlandfrage von 
vornherein den Begriff Ostberlin aus dem 
Spiel haben wollte. Aber vielleicht hät­
ten die Sowjets einen Rückzieher ge­
macht, wenn der Westen schnell und 
hart geschaltet hätte. Die Fehler, die von 
westlicher Seite einschließlich der Bun­
desrepublik in den vergangenen Jahren 
gemacht worden sind, haben ihren Teil 
zu der Entwicklung, wie sie gekommen 
ist, beigetragen. Aus Furcht, Ängstlich­
keit und Falscheinschätzung hat der We­
sten sich gescheut, die Probleme hart an­
zufassen. Und überall, wo der Weltkom­
munismus ein Zögern feststellt und da­
hinter Uneinigkeit und Unsicherheit ver­
mutet, setzt er den Hebel an, um die Welt 
nach seinem Plan zu verändern.

Die Wochen seit dem 13. August haben 
unseren Nerven zugesetzt, und nicht, zu­
letzt waren es die dummen und unüber­
legten, von Eitelkeit getragenen Erklä­
rungen und Veröffentlichungen aus der 
westlichen Welt, die sich der kommuni­
stischen Zermürbungstaktik als wertvolle 
Helfer anboten. Es ist die Sache eines 
jeden einzelnen, mit den Gerüchten und 



mit den Nachrichten fertig zu werden, 
und es wird sich herausstellen, ob wir 
Westberliner jene politische Reife ge­
wonnen haben, zu der wir verpflichtet 
sind. Manchem von uns, der tapfer die 
Blockade Überstand, ist das Wirtschafts­
wunderleben nicht bekommen; sein Frei­
heitswille hat Speck angesetzt.

Es ist ein günstiges Zeichen, daß die 
Gespräche und Verhandlungen über das 
Deutschland- und Berlin-Problem so lange 
dauern, und es ist ebenso als ein Positi- 
vum zu werten, daß sich eine Reihe von 
Politikern, die nicht aus dem Bereich un­
serer Schutzmächte kommen, sich in die 
Diskussion eingeschaltet haben. Denn ein 
Krieg würde auch nicht vor den Grenzen 
der neutralen Staaten haltmachen. Chru­
schtschow hat genau so eine Angst vor 
dem Krieg wie der Präsident der Ver­
einigten Staaten und wie wir Bürger von 
Berlin. Bis vor einigen Wochen schien es 
allerdings, als ob der sowjetische Mini­
sterpräsident meinte, der Westen werde 
unter allen Umständen dem kriegerischen 
Konflikt aus dem Wege gehen. Inzwischen 
ist er eines Besseren belehrt worden, und 
er wird versuchen müssen, seinen auf­
dringlichen militärischen und rotchinesi­
schen Ratgebern klar zu machen, daß der 
Endsieg des Kommunismus nicht erreicht 

und das 20-Jahre-Programm der KPdSU 
nicht erfüllt werden kann, wenn es zu 
einem militärischen Konflikt kommt.

Die Furcht vor dem Kriege ist die 
Triebfeder der zahlreichen ' Sondierungs­
gespräche, die auch noch in den kommen­
den Wochen und Monaten geführt wer­
den. Der Abschluß eines Friedensvertra­
ges, auf den die Sowjetunion noch jüngst 
so großen Wert legte, erscheint zwar 
Walter Ulbricht, aber nicht mehr dem 
Kreml-Chef als so wichtig. Und selbst 
wenn er zwischen der UdSSR und der 
„DDR" abgeschlossen werden sollte, 
könnte es noch eine lange Zeit dauere 
ehe er in Kraft tritt. Das Berlin- und dfl 
Deutschland-Problem sind heute nicht 
mehr mit diesem Vertragswerk gekop­
pelt, sondern mit dem allgemeinen Ab­
rüstungsproblem. Es ist nicht damit zu 
rechnen, daß es zu einer schnellen Lösung 
kommt; aber es wird sicherlich eine Lö­
sung gefunden werden müssen, wonach 
der Status Quo in Westberlin, also auch 
die wirtschaftliche und politische Bindung 
zur Bundesrepublik, erhalten bleibt. Hin­
sichtlich der Zufahrtswege nach Westberlin 
aber sollte angestrebt werden, den Land- 
und Eisenbahnweg ebenso unkontrolliert 
zu lassen wie es der Luftweg bereits ist.

Werner Nieke

bu tabu
Die Vereinten Nationen beraten eine „Single Convention“

Von Erwin Erasmus Koch SPD-Pressedienst

Opium, das verheerende Nervengift, 
eines unter vielen Alkaloiden, „Tschan- 
du" im Chinesischen genannt, hat uner­
meßliches Leid über die Menschheit ge­
bracht. Es hat ebenso unsagbare Schmer­
zen gelindert, schon seit Jahrtausenden. 
Seine berauschende, zerstörende Wirkung 
und jene andere, die Leiden erträglicher 
machte. Die Völker des Ostens nannten 
es „den Schatten des Todes". Im Buch der 
Geschichte des Gifts wurde nunmehr wie­
der eine neue Seite aufgeschlagen. Ein 
Ausschuß der Vereinten Nationen arbei­
tete während der vergangenen zehn 
Jahre daran, alle bisherigen Konventio­
nen in einem einzigen Abkommen, einer 
„Single Convention" zusammenzufassen.

Ihr Abschluß bildet gegenwärtig ein B«^^ 
ratungsthema der Hauptversammlung d^^ 
UNO. Unser Mitarbeiter schildert wesent­
liche Teile des Geschehens um das 
„Tschandu“, aus denen die Opiumfrage 
entstand. — Die Redaktion.

Vier Jahrhunderte legaler Opiumhandel
Vor fünftausend Jahren ritzten bereits 

die Menschen im Kulturkreis Ägyptens die 
reifen Samenkapseln der Mohnpflanze an, 
der papaver somniferum. Sie schabten 
den herausquellenden weißen, milchigen 
Saft sorgfältig ab und trockneten ihn in 
der Sonne. Er verdickte zu einer bräun­
lich-schwarzen Masse und wurde zu Ku­
geln oder auch zu kleinen Broten gerollt.
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Man aß sie. Die Sinne umnebelten glück­
hafte Träume. Von Ägypten breitete sich 
der Anbau des Mohns über die Länder 
des Mittelmeers nach Persien und weiter 
ostwärts nach Assu aus, in jene Länder, 
die später Asien genannt wurden. Die 
Araber brachten die Droge wahrschein­
lich weit vor der Zeitrechnung des Abend­
landes nach China und Indien. Am 17. Mai 
1498 landete Vasco da Gamas mit drei 
winzigen Schiffen vor einem indischen 
Dorf nördlich von Calicut an der Mala­
barküste. Kein Ereignis des Mittelalters 
hatte so weitgehende Auswirkungen wie 
diese Öffnung des Seewegs nach Indien. 
Die dreihundert Jahre währende Epoche 
^er Unterjochung Asiens begann, die man 
^nge, ohne vor Scham zu erröten, Kolo- 
UKation nannte. Die Konquistadoren des 
Westens machten zunächst in Indien- das 
Rauchen des Tabakkrautes bekannt, und 
bald wurde auch das Opium, häufig mit 
Arsen gemischt, geraucht. Die Journale 
der 1600 gegründeten East India Com­
pany der ehrenwerten Kaufmannschaft 
von London wiesen im weiteren Verlauf 
der Ereignisse 1729 eine Menge von zwei­
hundert „chests" Opium aus, Kisten, die 
mit je 125 Pfund des Gifts gefüllt waren. 
Sie wurden nach China verschifft. 1858, 
im letzten Jahr des Bestehens der Com­
pany, waren es statt jener zweihundert 
„chests" genau 74 966 Kisten geworden. 
Aber 1909 brachten es die Handelsherren 
vorwiegend von britischer Nationalität zu 
einem absoluten Rekord. Das sterbende 
Reich der Mitte führte damals 84 875 
Kisten Tschandu ein. Damals tagte in 
Shanghai die erste Opiumkonferenz, vom 
1. Februar bis zum letzten Tag des Mo­
nats im Jahre 1909. Insgesamt wurden, 
ehe 1918 der Opiumhandel auf legalen 
Wegen aufhörte, rund siebenhundert Mil- 
Jpnen Pfund der Droge durch die „kolo- 
®sierenden" Mächte nach China einge- 
ruhrt.

Erster Widerstand
1834 erlosch das Monopol der East 

India Company für den Handel mit 
China. Lord Palmerstone, der englische 
Prime-Minister, nahm die Geschäfte in 
die Hand, „im Auftrage der Krone". In 
dieser Zeit glich der gesamte Süden 
Chinas einer riesigen Opiumhölle. Die 
Faktoreien der englischen Kaufleute um 
Canton und auf Whampao konnten nidit 
noch mehr Tschandu fassen. Sie waren 
bis zum Rand ihrer Dächer voll davon. 
Insgesamt war Opium im Werte von 
sechs Millionen Pfund Sterling in den 

Lagerhäusern aufgestapelt worden. Die 
jährlichen Netto-Einkünfte der East India 
Company, die war noch immer die eigent­
liche Herrin über Indien, betrugen aus 
den weiterhin betriebenen Schmuggel- 
Exporten unterschiedlich jährlich sechs, 
sieben, acht und neun Millionen Pfund 
Sterling.

1837 bestanden die Einfuhren Chinas 
zu 53 Prozent aus indischem Opium; 
22 Prozent nahmen die Baumwollausfuh­
ren der Company ein. Außerdem brach­
ten die Portugiesen und Franzosen noch 
ihren Teil an der Droge im Reich der 
Mitte unter. Die Preise je Kiste schwank­
ten zwischen 100 und 200 Pfund Sterling. 
Sie stiegen jedoch im Laufe der Jahr­
zehnte beträchtlich. Zuletzt, 1918, koste­
ten 145 Pfund Tschandu 5280 Pfund Ster­
ling.

Doch der Kaiser Tao-kung war keines­
wegs gewillt, der Ausbreitung der 
Tschandu-Seuche nur verzweifelt und 
ohne Abwehr zuzusehen. Er hatte selbst 
drei Söhne durch Opiumvergiftung ver­
loren. Tao-kung ernannte einen Außer­
ordentlichen Bevollmächtigten, den Man­
darin Lin-yü, der die Tschandu-Pest un­
ter allen Umständen ausrotten sollte. 
Notfalls würde China nicht vor einer 
Vertreibung der Fremden mit der blan­
ken Waffe zurückschrecken.

Die „Opiumkriege“
Lin traf 1839 in Canton ein. Er forderte 

von den Engländern die schriftliche Zu­
sicherung, daß die englischen Kaufleute 
in Zukunft streng die Gesetze des Kai­
sers respektieren und mit der Droge kei­
nen Handel - auf welche Weise immer - 
mehr treiben würden. Da die Engländer 
dies ablehnten, wurden der Hafen und 
die Faktoreien von Tartarenregimentem 
abgeriegelt. Die Lage sah für die Frem­
den äußerst bedrohlich aus. Die Chine­
sen sammelten die gesamte Tschandu- 
Konterbande ein, insgesamt 20 291 Kisten. 
Das Opium wurde mit Kalk vermengt 
und im Ästuar des Perlstroms versenkt. 
Bald danach verließen die Engländer Can­
ton. Sie suchten zuerst in Macao Zuflucht 
und okkupierten dann Hongkong. Aus 
Indien fuhren Schlachtschiffe in die China- 
See. So begann 1840 der Opiumkrieg.

England führte zwei, streng genom­
men sogar drei Unternehmen gegen 
China durch. 1842 mußte Tao-kung die 
erste Kapitulation in Nanking unterzeich­
nen lassen, fünf Häfen für die Fremden 
öffnen und 21 Millionen Dollar Kriegs­
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entschädigung in Silber an die Briten 
zahlen. Vierzehn Jahre später führte die 
Aufbringung der „Lorcha Arrow", eines 
Schmuggelschiffes, das unter dem Union 
Jack fuhr, zum zweiten der Opiumkriege. 
1858 erzwang der Friede von Tientsin die 
Legalisierung des Tschandu-Handels. Der 
Vertrag sollte in Peking ratifiziert wer­
den. Aber die chinesische Regierung be­
sann sich eines anderen, sie sperrte den 
Zugang zur Purpur-Stadt. Der Krieg 
brach von neuem aus. Ein englisch-fran­
zösisches Geschwader schoß die Taku- 
Forts vor Tientsin zusammen, und damit 
zerbrach die chinesische Gegenwehr end­
gültig. Den Opium-Importen nach China 
waren Tür und Tor geöffnet. Hinter dem 
Gift strömten die anderen Waren des 
Westens ins Reich der Mitte. Die Mengen 
der eingeführten Kisten voll Tschandu 
stiegen und fielen von Jahr zu Jahr. Mal 
waren es 50 000, ein anderes Mal 60 000, 
wieder ein anderes Mal 70 000 oder 
80 000 chests. Dazu wurde auch Hinter­
indien mit der Droge förmlich über­
schwemmt.

Die Geister, die ich rief . . .
Aber auch im Westen gab es bald eine 

„Opium-Frage". Die Zahl der Süchtigen 
wuchs ständig. Schon die Konferenz des 
Jahres 1909 suchte eine internationale 
Kontrolle der Verwendung der Alkaloide 
des Opiums und des 1804 durch den deut­
schen Apotheker Sertürner entdeckten 
Morphins einzurichten. 1912 kam dann 
das erste Internationale Vertragswerk, 
die Haager Konvention zustande. Sie 
schuf klare Begriffsbestimmungen für 
Rohopium, zubereitetes Opium, Morphin, 
Kokain und dergleichen mehr. Die Ver­
tragsmächte verpflichteten sich, Maßnah­
men zur Verhinderung der mißbräuch­
lichen Verwendung der Drogen zu ergrei­
fen. Zwei weitere Konferenzen wurden 
notwendig. Dann konnte endlich die Kon­
vention in Kraft treten. Der Völkerbund 
griff nochmals das Problem des Opium­
rauchens, vor allem im Fernen Osten, auf. 
Wieder kam — und zwar in Genf ■—■ ein 
Internationales Abkommen (1925) zu­
stande. Dabei wurde ein Ständiger Opium­
zentralausschuß als internationale Be­
hörde gebildet, der „permanent Central 
Opium Board". Er überwachte den zwi­
schenstaatlichen Verkehr von Betäu­
bungsmitteln, denn sie bedrohten in den 
heraufziehenden Jahrzehnten schwerer 
seelischer Belastungen, der Krisen und 
Kriege, die Gesundheit der Völker der 

ganzen Erde. 1945 führten die Vereinten 
Nationen die Kontrolle der Verwendung 
der gefährlichen Alkaloide durch. Sie 
richteten damals ihre Rauschgiftkommis­
sion ein, die sich insbesondere auch der 
synthetisch hergestellten 47 Rauschgifte 
annahm.

Nunmehr sollen alle getroffenen, häu­
fig verwirrenden Vereinbarungen in 
einem einzigen Abkommen, der Single 
Convention, den „Schatten des Todes", 
den Genuß der Rauschgifte, von den Men­
schen aller Rassen fernhalten. Neunzig 
Staaten arbeiten daran mit. Sie vermoch­
ten dennoch nicht, die Schwarzen Märkte 
aufzuheben. Millionen und aber Millionen 
suchen noch immer in den Giften Zuflucht 
vor den Nöten ihrer Umwelt.

Am 7. Oktober 1961 verstarb un­
ser Kamerad

Wilhelm Fehlow
(Bezirk Wilmersdorf) 

geboren am 11. Dezember 1886. 
Der ehemalige Reichsbannerkame­
rad war dem Freiheitsbund am 1.9. 
1951 beigetreten.

Wir werden sein Andenken stets 
in Ehren halten.
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